
Allgemeine Geschäftsbedingungen 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

Die Geschäftsbedingungen gelten für alle gegenwärtigen und zukünftigen Geschäftsbeziehungen. Sie gelten insbesondere für Druckaufträge, den Entwurf und die Gestaltung von Layouts sowie sonstigen 

artverwandten Tätigkeiten im Rahmen unserer Druckvorlagenherstellung nebst sonstig vertraglich vereinbarten Leistungen.  

Auftragnehmer im Sinne dieser Geschäftsbedingungen ist die Firma typotime Digitale Druckvorlagenherstellung GbR, Björn Hartmann und Thomas Weber. 

Auftraggeber im Sinne dieser Geschäftsbedingungen ist eine natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die bei Abschluss eines Rechtsgeschäftes mit dem Auftragnehmer 

in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt. (§ 14 BGB).  

Verbraucher im Sinne der Geschäftsbedingungen sind natürliche Personen, mit denen in Geschäftsbeziehung getreten wird, ohne dass diesen eine gewerbliche oder selbständige berufliche Tätigkeit 

zugerechnet werden kann. 

Kunde im Sinne der Geschäftsbedingungen sind sowohl Verbraucher als auch Unternehmer. 

Unsere Geschäftsbedingungen gelten ausschließlich: abweichende, entgegenstehende oder ergänzende allgemeine Geschäftsbedingungen werden, selbst bei Kenntnis, nicht Vertragsbestandteil, es sei 

denn, ihrer Geltung wird ausdrücklich schriftlich zugestimmt.  

Mündliche Nebenabreden sind unwirksam. Änderungen der Bedingungen, einschließlich dieser Schriftformklausel bedürfen der Schriftform. 

 

§ 2 Vertragsschluss 

Unsere Angebote werden in Euro abgegeben und enthalten keine Mehrwertsteuer; sie erlangen die Verbindlichkeit erst mit unserer Auftragsannahme. Telefonisch mitgeteilte Preise können nur bei 

einwandfreiem Manuskript und für Satz ohne Erschwernisse verbindlich sein.  

Technische Änderungen, sowie Änderungen in Form, Farbe und/oder Gewicht bleiben im Rahmen des Zumutbaren vorbehalten. 

Bestellt der Verbraucher die Ware auf elektronischem Wege, wird typotime den Zugang der Bestellung unverzüglich bestätigen. Die Zugangsbestätigung stellt noch keine verbindliche Annahme der Bestellung 

dar. Die Zugangsbestätigung kann mit der Annahmeerklärung verbunden werden.  

Der Vertragsschluss erfolgt unter dem Vorbehalt der rechtzeitigen Selbstbelieferung durch unsere Zulieferer. Dies gilt nur für den Fall, dass die Nichtlieferung nicht von uns zu vertreten ist, insbesondere bei 

Abschluss eines kongruenten Deckungsgeschäftes mit unserem Zulieferer.  

Der Kunde wird über die Nichtverfügbarkeit der Leistung unverzüglich informiert. Die Gegenleistung wird unverzüglich zurückerstattet.  

Im Falle der Speicherung auf elektronischem Wege wird der Vertragstext von uns gespeichert und dem Kunden auf Verlangen nebst der hiermit beigefügten AGB per E-Mail oder sonstiger elektronischer 

Übermittlung zugesandt.  

Dem Kunden entstehen bei Bestellung durch Nutzung der Fernkommunikationsmittel keine zusätzlichen Kosten.  

Der Kunde verpflichtet sich, nach Erhalt der Ware innerhalb von zehn Banktagen den Kaufpreis zu zahlen. Nach Ablauf dieser Frist ist der Kunde automatisch in Verzug mit seiner 

Kaufpreiszahlungsverpflichtung.  

Ist der Kunde Verbraucher, so hat er die Geldschuld in Höhe von 5 % über dem jeweils gültigen Basiszinssatz der EZB zu verzinsen.  

Der Unternehmer hat während des Verzugs die Geldschuld in Höhe von 8 % über dem jeweils gültigen Basiszinssatz der EZB zu verzinsen. Gegenüber dem Unternehmer behält sich die Firma typotime 

ausdrücklich vor, einen höheren Verzugsschaden nachzuweisen und geltend zu machen.  

Der Kunde hat ein Recht zur Aufrechnung nur, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt wurden oder durch uns anerkannt wurden.  

Der Kunde kann ein Zurückbehaltungsrecht nur ausüben, wenn sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsverhältnis beruht. 

Der Kunde ist verpflichtet, nach Vertragsschluss auf Anforderung, eine angemessene Vorauszahlung bis zu 10 % des Kaufpreises bzw. der Auftragssumme zu leisten. 

 

§ 3 Leistungsumfang 

Der Auftragnehmer bietet folgende Leistungen an: Drucktechnik, Reprotechnik, Electronic Publishing. 

Nachträgliche Änderungen auf Veranlassung des Auftraggebers einschließlich des dadurch verursachten Maschinenstillstandes werden dem Auftraggeber berechnet. Als nachträgliche Änderungen gelten 

auch Wiederholungen von Probeandrucken, die vom Auftraggeber wegen geringfügiger Abweichungen von der Vorlage verlangt werden, und Änderungen nach Druckgenehmigung.  

Skizzen, Entwürfe, Probesatz, Probedrucke, Korrekturabzüge, Änderung angelieferter/übertragener Daten, Muster und ähnliche Vorarbeiten, die vom Auftraggeber veranlasst sind, werden berechnet. Gleiches 

gilt für Datenübertragungen (z.B. per ISDN). Im Digitaldruck wird ein Original-Druck erstellt. 

Satzfehler werden kostenfrei berichtigt; dagegen werden von dem Auftragnehmer infolge von Unleserlichkeit des Manuskriptes nicht verschuldete oder in Abweichung von der Druckvorlage erforderliche 

Änderungen, insbesondere Besteller- und Autorenkorrekturen, nach der dafür aufgewendeten Arbeitszeit berechnet. Die Rechtschreibung richtet sich nach der neuesten Auflage des Duden. Die Andrucke 

im Offsetdruck werden nach den vom Auftragnehmer ausgetesteten, in der Druckindustrie üblichen Dichtewerten und Farben der Euroskala (DIN 16539) hergestellt. Geringfügige Passer- und Farbdifferenzen 

berechtigen nicht zur Reklamation. Die gelieferten Druckerzeugnisse werden im Offset-, Schwarz/Weiß- oder Farb-Digitaldruck erstellt.  

Die vom Auftragnehmer zur Herstellung des Vertragserzeugnisses eingesetzten Betriebsgegenstände, insbesondere elektronische Daten, Lithographien, Druckplatten etc. bleiben auch dann, wenn sie 

gesondert berechnet werden, Eigentum des Auftragnehmers und werden nicht ausgeliefert.  

Im kaufmännischen Verkehr stehen dem Auftragnehmer an vom Auftraggeber angelieferten Druck- und Stempelvorlagen, Manuskripten, Rohmaterialien und sonstigen Gegenständen ein 

Zurückbehaltungsrecht gemäß § 369 HGB bis zur vollständigen Erfüllung aller fälligen Forderungen aus der Geschäftsverbindung zu.  

Der Auftragnehmer ist zu Teillieferungen berechtigt, soweit diese für den Auftraggeber nicht unzumutbar sind. 

 

§ 4 Überprüfungspflichten 

Korrekturabzüge und Andrucke sind vom Auftraggeber auf Satz und sonstige Fehler zu überprüfen und als druckreif erklärt zurückzugeben. Druckfreigaben durch den Endabnehmer enthaften den 

Auftragnehmer in gleicher Weise wie durch den Auftraggeber selbst erklärte Druckfreigabeerklärungen. Der Auftragnehmer haftet nicht für vom Auftraggeber übersehene Fehler. Fernmündlich aufgegebene 

Fehler bedürfen der schriftlichen Bestätigung. Soweit ein Korrekturabzug auf Kundenwunsch, z. B. wegen der Dringlichkeit des Auftrages, unterbleibt, haftet der Auftragnehmer nicht für Fehler, die auf dem 

Korrekturabzug hätten festgestellt werden können.  

 

§ 5 Zahlungsbedingungen 

Die im Angebot des Auftragnehmers genannten Preise gelten für 40 Tage unter dem Vorbehalt, dass die der Angebotsabgabe zugrunde gelegten Auftragsdaten unverändert bleiben, längstens jedoch vier 

Monate nach Eingang des Angebotes beim Auftraggeber. Bei Aufträgen mit Lieferung an Dritte gilt der Besteller als Auftraggeber, soweit keine anderweitige ausdrückliche Vereinbarung getroffen wurde. Die 

Preise des Auftragnehmers verstehen sich in Euro, enthalten keine gesetzliche Umsatzsteuer und gelten ab Werk/Druckerei. Sie schließen Verpackung, Fracht, Porto, Versicherung und sonstige Leistungen 

nicht mit ein.  

Die Zahlung ist spätestens nach Erhalt der Bestellung innerhalb von 10 Banktagen zu zahlen. Nach Ablauf der Zahlungsfrist ist der Auftraggeber automatisch in Verzug mit seiner Zahlungsverpflichtung. Ist 

der Kunde Verbraucher, so hat er die Geldschuld in Höhe von 5 % über dem jeweils geltenden Basiszinssatz der EZB zu verzinsen. Der Unternehmer hat während des Verzuges die Geldschuld in Höhe von 

8 % über dem jeweilig gültigen Basiszinssatz der EZB zu verzinsen. Gegenüber dem Unternehmer behält sich die Firma typotime ausdrücklich vor, einen höheren Verzugsschaden nachzuweisen und geltend 

zu machen. Der Auftragnehmer gewährt 2% Skonto auf den Rechnungsbetrag, wenn dies mit dem Auftraggeber gesondert schriftlich vereinbart wurde. Eine Skontovereinbarung bezieht sich nicht auf Fracht, 

Porto, Versicherung oder sonstige Versandkosten. Die Rechnung wird unter dem Tag der Lieferung, Teillieferung oder Lieferbereitschaft ausgestellt. Wechsel werden nur nach besonderer Vereinbarung und 

zahlungshalber ohne Skontogewährung angenommen. Zinsen und Spesen trägt der Auftraggeber. Sie sind vom Auftraggeber sofort zu zahlen. Für die rechtzeitige Vorlegung, Protestierung, Benachrichtigung 

und Zurückleitung des Wechsels bei Nichteinlösung haftet der Auftragnehmer nicht, sofern ihm oder seinem Erfüllungsgehilfen nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fallen. Bei Bereitstellungen 

oder Vorleistungen durch den Auftragnehmer oder dessen Lieferanten kann hierfür Vorauszahlung verlangt werden. Zusatzleistungen, die nicht in der Preisliste oder dem Angebot enthalten sind, sind 

gesondert zu vergüten. Dies gilt insbesondere für Mehraufwand infolge  

a) des Vorlegens von Daten in nicht digitalisierter Form,  

b) von notwendiger und zumutbarer Inanspruchnahme von Leistungen Dritter,  

c) von Aufwand für Lizenzmanagement,  

d) in Auftrag gegebener Test-, Recherchedienstleistungen und rechtlichen Prüfungen sowie  

e) außerhalb der Geschäftszeiten erbrachter Dienstleistungen.  

Der Auftraggeber hat ein Recht zur Aufrechnung nur, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt wurde, oder durch uns anerkannt worden ist. Der Auftraggeber kann ein Zurückbehaltungsrecht 

nur ausüben, wenn sein Gegenanspruch auf dem selben Vertragsverhältnis beruht.  

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, nach Vertragsschluß auf Anforderung eine angemessene Vorauszahlung bis zu 10 % der Auftragssumme zu leisten. 

 

§ 6 Gefahrübergang  

Die Gefahr etwaiger Fehler geht mit der Druckreiferklärung/Fertigungsreiferklärung auf den Auftraggeber über, soweit es sich nicht um Fehler handelt, die erst in dem sich an die 

Druckreiferklärung/Fertigungsreiferklärung anschließenden Fertigungsvorgang entstanden sind oder erkannt werden konnten. Das Gleiche gilt für alle sonstigen Freigabeerklärungen des Auftraggebers.  

Die Gefahr des zufälligen Untergangs, des Verlustes oder der zufälligen Verschlechterung des Vertragsgegenstandes sowie die Preisgefahr gehen mit der Übergabe, bei Versendung mit der Auslieferung 

der Sache an die zur Versendung bestimmte Person auf den Auftraggeber über. Dasselbe gilt für die Gefahr der verzögerten Lieferung.  

Der Übergabe steht es gleich, wenn der Auftraggeber in Verzug mit der Annahme ist.  

Lieferungen in das Ausland erfolgen stets auf Kosten und auf Gefahr des Auftraggebers.  

Auf Wunsch des Auftraggebers wird die Ware nach den jeweiligen Speditionsbedingungen des Transportführers versichert. 

 

§ 7 Termine, Fristen und Leistungshindernisse  

Liefertermine sind nur gültig, wenn sie vom Auftragnehmer schriftlich bestätigt werden. Wird der Vertrag schriftlich abgeschlossen, bedarf auch die Bestätigung über den Liefertermin der Schriftform.  

Ist für die Leistung des Auftragnehmers die Mitwirkung des Auftraggebers erforderlich oder vereinbart, so verlängert sich die Lieferzeit um die Zeit, die der Auftraggeber dieser Verpflichtung nicht 

nachgekommen ist. Bei Verzögerungen infolge von  

a) Veränderungen der Anforderungen des Auftraggebers,  

b) unzureichenden Voraussetzungen in der Anwendungsumgebung (Hardware- oder Softwaredefizite), soweit sie dem Auftragnehmer nicht bekannt waren oder bekannt sein mussten,  

c) Problemen mit Produkten Dritter (z.B. Software anderer EDV-Hersteller) verlängert sich der Liefer- oder Leistungstermin entsprechend.  

Werden von dem Auftraggeber Änderungen oder Ergänzungen beauftragt, die nicht nur geringfügigen Umfang haben, so verlieren Termine und Fristen, die sich am ursprünglichen Vertragsgegenstand 

orientieren, ihre Gültigkeit.  

Soweit der Auftragnehmer seine vertraglichen Leistungen infolge Arbeitskampf, höherer Gewalt oder anderer für den Auftragnehmer unabwendbarer Umstände nicht oder nicht fristgerecht erbringen kann, 

treten für den Auftragnehmer keine nachteiligen Rechtsfolgen ein. Die vereinbarte Lieferfrist verlängert sich dann um die Dauer der Verzögerung. Betriebsstörungen berechtigen erst dann zur Kündigung des 



Vertrages, wenn dem Auftraggeber ein weiteres Abwarten nicht mehr zugemutet werden kann. Eine Kündigung des Auftrages ist jedoch frühestens vier Wochen nach Eintritt einer solchen Betriebsstörung 

möglich. Eine Haftung des Auftragnehmers ist in diesen Fällen ausgeschlossen. 

 

§ 8 Eigentumsvorbehalt 

Die Firma typotime behält sich das Eigentum an dem Vertragsgegenstand bis zum Eingang aller Zahlungen aus dem Vertrag vor. 

Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer von allen Zugriffen Dritter insbesondere Zwangsvollstreckungsmaßnahmen sowie sonstigen Beeinträchtigungen seines Eigentums unverzüglich schriftlich zu 

entrichten. 

Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer alle Schäden und Kosten zu ersetzen, die durch einen Verstoß gegen diese Verpflichtung und durch erforderliche  Interventionsmaßnahmen gegen Zugriffe Dritter 

entstehen. 

Kommt der Auftraggeber seiner Zahlungsverpflichtung trotz einer Mahnung des Auftragnehmers nicht nach, so kann der Auftragnehmer die Herausgabe der noch in seinem Eigentum stehenden 

Vorbehaltsgegenstände ohne vorherige Fristsetzung verlangen. Die dabei anfallenden Transportkosten trägt der Auftraggeber. In der Pfändung des Vertragsgegenstandes/Vorbehaltgegenstandes durch den 

Auftragnehmer liegt stets ein Rücktritt vom Vertrag. Der Auftragnehmer ist nach Rückgehalt des Vertragsgegenstandes zu dessen Verwertung befugt. Der Erlös der Verwertung ist auf Verbindlichkeiten des 

Auftragnehmers anzurechnen, wobei angemessene Verwertungskosten von dem Auftragnehmer mit angerechnet werden können. 

    

§ 9 Gewährleistung  

Der Auftragnehmer leistet für Mängel des Vertragsgegenstandes nach seiner Wahl Gewähr durch Nachbesserung oder Neuherstellung, wenn der Besteller Nacherfüllung verlangt. Sofern der Auftraggeber 

die Erfüllung ernsthaft und endgültig verweigert, oder die Beseitigung des Mangels und Nacherfüllung wegen unverhältnismäßiger Kosten verweigert, die Nacherfüllung fehl schlägt oder sie dem Auftraggeber 

unzumutbar ist, kann der Auftraggeber nach seiner Wahl Minderung verlangen oder vom Vertrag zurücktreten. 

Das Rücktrittsrecht steht dem Auftraggeber dann nicht zu, wenn nur eine geringfügige Vertragswidrigkeit vorliegt oder der Auftraggeber die in einem Mangel liegende Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 

Der Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit der gelieferten Ware sowie der zur Korrektur übersandten Vor- und Zwischenerzeugnisse in jedem Fall zu überprüfen. Der Auftragnehmer muss dem 

Auftragnehmer offensichtliche Mängel innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab Empfang des Vertragsgegenstandes schriftlich anzeigen; andernfalls ist die Geltendmachung des Gewährleistungsanspruches 

ausgeschlossen. Später entdeckte Mängel sind dem Auftragnehmer ebenfalls innerhalb einer Frist von zwei Wochen anzuzeigen; andernfalls gilt der Vertragsgegenstand auch im Hinblick auf diese Mängel 

als genehmigt. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung. Den Auftraggeber trifft die volle Beweislast für sämtliche Anspruchsvoraussetzungen, insbesondere für den Mangel selbst, für den 

Zeitpunkt der Feststellung des Mangels und die Rechtzeitigkeit der Mängelrüge. Im Übrigen gelten die § 377 f. HGB entsprechend. 

Wählt der Auftraggeber wegen eines Rechts- oder Sachmangels nach gescheiterter Nacherfüllung den Rücktritt vom Vertrag, steht ihm daneben kein Schadensersatzanspruch wegen des Mangels zu. Wählt 

der Auftraggeber nach gescheiterter Nacherfüllung Schadensersatz, so verbleibt der Vertragsgegenstand beim Auftraggeber, wenn ihm dies zumutbar ist. Der Schadensersatz beschränkt sich auf die Differenz 

zwischen Vergütung im Wert des mangelhaften Vertragsgegenstandes. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Vertragsverletzung arglistig verursacht hat.  

Die Gewährleistungsfrist wegen etwaiger Mängel beträgt ein Jahr. Die Frist beginnt bei Kaufverträgen mit Ablieferung der Ware und bei Werkverträgen mit Abnahme des Werkes. Dies gilt nicht, wenn der 

Auftraggeber dem Auftragnehmer den Mangel nicht rechtzeitig angezeigt hat. Die Gewährleistung ist ferner in dem Falle ausgeschlossen, wenn das vom Auftraggeber übergebene Material die angestrebte 

Umsetzung unmöglich macht oder die übrige Anwendung des Auftragnehmers stört und ihm daher eine dauerhafte Bereitstellung des Vertragsgegenstandes nicht zuzumuten ist.  

Als Beschaffenheit der Ware gilt nur die Produktbeschreibung des Auftragnehmers als vereinbart. Öffentliche Äußerungen, Anpreisungen oder Werbung des Auftragnehmers stellen daneben keine 

vertragsgemäße Beschaffenheitsangabe des Vertragsgegenstandes dar.  

Mängel eines Teiles des gelieferten Vertragsgegenstandes berechtigen nicht zur Beanstandung der gesamten Lieferung, es sei denn, dass die Teillieferung für den Auftraggeber ohne Interesse ist. Bei 

farbigen Reproduktionen in allen Herstellungsverfahren können geringfügige Abweichungen vom Original nicht beanstandet werden. Das Gleiche gilt für den Vergleich zwischen Vorlagen (z. B. Andrucken) 

und dem Endprodukt.  

Für Abweichungen in der Beschaffenheit des eingesetzten Materials haftet der Auftragnehmer nur bis zur Höhe des Auftragwertes. Zulieferungen durch den Auftraggeber oder durch einen von ihm 

eingeschalteten Dritten unterliegen keiner Prüfungspflicht seitens des Auftragnehmers. Dies gilt nicht für offensichtlich nicht verarbeitungsfähige oder nicht lesbare Daten. Bei Datenfernübertragungen hat der 

Auftraggeber vor Übersendung jeweils dem neuesten technischen Stand entsprechende Schutzprogramme für Computerviren einzusetzen. Die Datensicherung obliegt allein dem Auftraggeber. Der 

Auftragnehmer ist berechtigt, eine Kopie anzufertigen.  

Mehrlieferungen bis zu 20% aus Papiersonderanfertigung und Farbdrucken können nicht beanstandet werden. Berechnet wird die gelieferte Menge.  

 

§ 10 Urheberrechtsvermerke und Referenznachweise  

Der Auftragnehmer kann auf den Vertragserzeugnissen in geeigneter Weise auf seine Firma hinweisen. Der Auftraggeber kann diese Hinweise nur entfernen, wenn der Auftragnehmer diesem Vorgehen 

zustimmt.  

Der Auftragnehmer behält sich das Recht vor, erbrachte Leistungen wie Entwürfe und Objekte, auch wenn sie auf Auftraggebervorlagen beruhen, zu Präsentationszwecken zu verwenden. 

 

§ 11 Haftungsbeschränkungen  

Bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen des Auftragnehmers oder seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beschränkt sich die Haftung des Auftragnehmers auf den nach Art des 

Vertragsgegenstandes vorhersehbaren vertragstypischen unmittelbaren Durchschnittsschaden. 

Die Haftung des Auftragnehmers für leichte Fahrlässigkeit entfällt gegenüber Unternehmern. 

Die Haftung des Auftragnehmers nach dem Produkthaftungsgesetz besteht hiervon unabhängig. 

Schadensersatzansprüche des Auftraggebers wegen eines Mangels verjähren nach einem Jahr ab Ablieferung des Vertragsgegenstandes. Dies gilt nicht, wenn dem Auftragnehmer grobes Verschulden trifft, 

sowie im Falle von dem Auftragnehmer zurechenbaren Körper- und Gesundheitsschäden oder bei Verlust des Lebens des Auftraggebers.  

Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer wegen jeglicher Ansprüche Dritter, die diese wegen möglicher Rechtsverstöße gegenüber dem Auftragnehmer herleiten können, freizustellen und dem Auftragnehmer 

die Kosten zu ersetzen, die diesem wegen der möglichen Rechtsverletzung entstehen. 

 

§ 12 Datenschutz und Geheimhaltung  

Der Auftragnehmer speichert die im Rahmen der Vertragsanbahnung und -abwicklung benötigten Daten des Auftraggebers (z. B. Adresse und Bankverbindung).  

Durch die Verbindung eines Netzwerks mit dem Internet entsteht die Möglichkeit der missbräuchlichen Verwendung von Daten: Sensible Daten muss der Auftraggeber durch eigene Sicherungsmaßnahmen 

vor unberechtigtem Zugriff schützen. 

 

§ 13 Archivierung  

Vorlagen, Rohstoffe, Druckträger elektronischer Daten und andere der Wiederverwendung dienende Gegenstände sowie Halberzeugnisse sowie dem Auftraggeber zustehende Produkte werden vom 

Auftragnehmer nur nach vorheriger ausdrücklicher Vereinbarung und gegen besondere Vergütung über den Zeitpunkt der Übergabe des Endproduktes an den Auftraggeber oder seine Erfüllungsgehilfen 

hinaus archiviert. Für elektronisches Datenmaterial, welches beim Auftragnehmer zur Herstellung von Druckvorlagen erzeugt, bearbeitet und verwaltet wird, übernimmt der Auftragnehmer die verantwortliche 

Vorhaltung für 14 Tage nach Übernahme und Genehmigung der fertigen Druckvorlagen.  

Sollen die vorbezeichneten Gegenstände versichert werden, so hat dies bei fehlender Vereinbarung der Auftraggeber selbst zu besorgen. 

 

§ 14 Mitteilungen  

Soweit sich die Vertragspartner per elektronischer Post (E-Mail) verständigen, erkennen sie die unbeschränkte Wirksamkeit der auf diesem Wege übermittelten Willenserklärungen nach Maßgabe der 

folgenden Bestimmungen an.  

Die E-Mail muss den Namen und die E-Mail-Adresse des Absenders, den Zeitpunkt der Absendung (Datum und Uhrzeit) sowie eine Wiedergabe des Namens des Absenders als Abschluss der Nachricht 

enthalten.  

Für unverschlüsselt im Internet übermittelte Daten ist eine Vertraulichkeit nicht gewährleistet. Jeder Vertragspartner stellt auf Wunsch des anderen ein abgestimmtes Verschlüsselungssystem wie 

beispielsweise PGP auf seiner Seite zur Verfügung.  

Eine im Rahmen der vorstehenden Bestimmungen zugegangene E-Mail gilt vorbehaltlich eines Gegenbeweises als vom anderen Partner stammend.  

Die Verbindlichkeit der E-Mail gilt für alle Erklärungen, die die gewöhnliche Vertragsabwicklung mit sich bringt. Ausgeschlossen sind dagegen insbesondere eine Kündigung sowie Erklärungen, die von einem 

Vertragspartner ausdrücklich abweichend von dieser Vereinbarung in schriftlicher Form (§ 126 Abs. 1 BGB) verlangt werden. 

 

§ 15 Handelsbrauch  

Im kaufmännischen Verkehr gelten die Handelsbräuche der Druckindustrie (z.B. keine Herausgabepflicht von Zwischenerzeugnissen wie elektronischen Daten, Lithographien, Druckplatten, elektronischer 

Druckplatten und sonstiger Datenträger, die zur Herstellung des geschuldeten Vertragsgegenstandes erstellt werden).  

 

§ 16 Anwendbares Recht und Erfüllungsort  

Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis ist Hildesheim. 

Für alle Rechtsstreitigkeiten ist das Amtsgericht/Landgericht je nach Streitwert zuständig. 

Ist der Auftraggeber Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlichrechtliches Sondervermögen, so ist ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus dem Vertragsverhältnis 

der Geschäftssitz des Auftragnehmers. Dasselbe gilt, wenn der Auftraggeber keinen allgemeinen Gerichtsstand in Deutschland hat oder Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt der 

Klageerhebung nicht bekannt sind. 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Bestimmungen des UN Kaufrechts finden keine Anwendung. 

 

§ 17 Salvatorische Klausel  

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages mit dem Auftraggeber inklusive dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird hierdurch die Gültigkeit 
der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die ganz oder teilweise unwirksame Regelung soll durch eine Regelung ersetzt werden, die deren wirtschaftlicher Erfolg dem der Unwirksamen möglichst nahe 
kommt. 


